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(2) Die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten und anderen Rechts­
verletzungen sind gemeinsames Anliegen der sozialistischen Gesellschaft, 
ihres Staates und aller Bürger.

(3) Die Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege ist gewährleistet. Sie 
wird im einzelnen durch Gesetz bestimmt.

Artikel 91

Die allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts über die Bestra­
fung von Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
von Kriegsverbrechen sind unmittelbar geltendes Recht. Verbrechen die­
ser Art unterliegen nicht der Verjährung.

Artikel 92
Die Rechtsprechung wird in der Deutschen Demokratischen Republik 

durch das Oberste Gericht, die Bezirksgerichte, die Kreisgerichte und die 
gesellschaftlichen Gerichte im Rahmen der ihnen durch Gesetz übertra­
genen Aufgaben ausgeübt. In Militärstrafsachen üben das Oberste Gericht, 
die Militärobergerichte und die Militärgerichte die Rechtsprechung aus.

Artikel 93
(1) Das Oberste Gericht ist das höchste Organ der Rechtsprechung.

Artikel 97
Zur Sicherung der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung und 

der Rechte der Bürger wacht die Staatsanwaltschaft auf der Grundlage 
der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati­
schen Republik über die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlich­
keit. Die Staatsanwaltschaft leitet den Kampf gegen Straftaten und 
sichert, daß die Personen, die Verbrechen oder Vergehen begangen haben, 
vor Gericht zur Verantwortung gezogen werden.

Artikel 98
(1) Die Staatsanwaltschaft wird vom Generalstaatsanwalt geleitet.
(2) Dem Generalstaatsanwalt unterstehen die Staatsanwälte der Bezirke 

und Kreise sowie die Militärstaatsanwälte.

Artikel 99
(1) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird durch die Gesetze der 

Deutschen Demokratischen Republik bestimmt.
(2) Eine Tat zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn 

diese zur Zeit der Begehung der Tat gesetzlich festgelegt ist, wenn der 
Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen 
ist. Strafgesetze haben keine rückwirkende Kraft.

(3) Eine strafrechtliche Verfolgung ist nur in Übereinstimmung mit den 
Strafgesetzen möglich.


